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Bahnbrechende Gerichtsurteile 
gegen
Umweltverschmutzer
von Helmut Weidner

Wir sitzen alle in einem Boot, sind eine große Familie von 
Umweltverschmutzern -  diese in der Umweltdiskussion oft 
verbreiteten Bilder von der gruppenübergreifenden Ge­
meinsamkeit von Verursachern und Opfern der Umweltzer­
störung wurden von japanischen Richtern wirksam zurecht­
gerückt. Ihre Urteile in den sogenannten vier großen Um­
weltprozessen wegen Gesundheitsschäden durch Luft- und 
Gewässerverschmutzung gingen von einem wirklichkeitsnä­
heren Gesellschaftsbild aus: Von einem »Boot«, in dem es 
Ober- und Unterdeck gibt und von einer »Familie«, in der 
Vater Staat im Ehekrieg mit Mutter Natur liegt.

Rechtsdogmatische »Tour de force«
Es gibt wohl kein anderes Land, in dem sich Gerichtsent­
scheidungen so folgenreich und vorteilhaft auf die Umwelt­
politik ausgewirkt haben wie in Japan. Dies ist vor allem 
deshalb erstaunlich, weil zum einen für die Entscheidungen 
nicht das Umweltschutzrecht, sondern das Zivilrecht her­
angezogen wurde, und zum anderen die Urteile von der un­
teren Gerichtsinstanz (Distriktgerichte) gefällt wurden. 
Schließlich kam für die Richter und die Geschädigten, die 
Klage erhoben hatten, noch erschwerend hinzu, daß bei um­
weltschutzbedingten Gesundheitsschäden bis zu diesen Pro­
zessen das japanische Recht sehr rigide, in der Regel zuun-
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gunsten der Betroffenen ausgelegt worden war. Gleichwohl 
wurde diese Hürde von den Richtern in den vier großen Uxn- 
weltprozessen so erfolgreich überwunden, daß Beobachter 
anläßlich dieser innovativen Rechtsinterpretationen von 
einer rechtsdogmatischen »Tour de force« sprachen.1 
Sämtliche Prozesse gingen für die Kläger erfolgreich aus. 
Die Richter hatten es geschafft, die Schadstoffe emittieren­
den Unternehmen, die sich lange Zeit so heftig wie erfolg­
reich selbst gegen minimale Umweltschutzanforderungen 
oder Entschädigungsleistungen gewehrt hatten, durch die 
Entwicklung fundamentaler Rechtsprinzipien in die ökolo­
gische Pflicht zu nehmen. Da die Urteile gewissermaßen 
eine Einheit bilden -  es finden sich häufig Querverweise in 
den Urteilen - ,  kann im Folgenden auf eine Einzelbetrach­
tung der Urteilsbegründungen verzichtet werden. Zuvor 
werde ich kurz die Chronologie der Prozesse in Erinnerung 
rufen und die rechtliche Ausgangssituation beschreiben. 
(Der historische Ablauf und die zugrunde liegenden Kon­
flikte in den vier Fällen sind in Kapitel I von Shigeto Tsuru 
dargestellt worden.)

Unüberwindlich erscheinende Beweishürden
Bei den vier großen Umweltprozessen handelte es sich um die 
beiden Verfahren wegen der sogenannten Minamata-Krank- 
heit in den Orten Kumamoto und Niigata (Quecksilberver­
giftungen) ; den Itai-Itai-Prozeß in Toyama (Kadmiumvergif­
tungen) sowie um das Verfahren wegen Atemwegerkrankun- 
gen durch Luftbelastungen (Schwefeldioxid) in Yokkaichi. 
Die Gerichtsverfahren erstreckten sich über den Zeitraum 
1967 bis 1973. Die einzelnen Verfahren dauerten drei bis 
sechs Jahre. Vom Auftreten der ersten Schadensfälle bis zum 
Beginn des ersten Prozesses war viel Zeit verstrichen. Erst im 
Juni 1967 gingen Betroffene in Niigata vor Gericht; die Mina- 
mata-Krankheit war in dieser Gegend schon 1965, in der Mi- 
namata-Bucht bereits in den fünfziger Jahren aufgetreten.
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Überwiegend rechtliche und soziale Gründe hatten hierfür 
eine Rolle gespielt: Die Rechtsprechung hatte bislang un­
überwindlich hohe Anforderungen an die Beweispflichten 
der Betroffenen gestellt, zudem wirkte sich ihr »soziales Mi­
lieu« äußerst nachteilig auf die Entwicklung einer kämpferi­
schen Haltung »in eigener Sache« aus. So hatten die Betrof­
fenen nicht nur den Schaden, sondern auch Spott, Mißach­
tung, verschiedentlich sogar gewalttätige Aggressionen der 
Ortsbevölkerung zu erleiden. Die Lage der Umweltver­
schmutzungsopfer und ihr Kampf um Wiedergutmachung 
sind im Bildband »Minamata« von W. Eugene Smith und 
Aileen M. Smith2 in Text und Bild eindrucksvoll dokumen­
tiert worden.
Die Betroffenen wurden deshalb annähernd wie Parias (Un- 
berührbare) behandelt, weil als Ursache ihrer Krankheiten 
häufig individuelles Fehlverhalten (etwa in Fragen der Er­
nährung und Hygiene) unterstellt und das Begehren um 
Entschädigungsleistungen als Überwälzung selbstverschul­
deter Probleme auf die Gemeinschaft diskriminiert wurde. 
In der schier ausweglos erscheinenden Situation kamen den 
Betroffenen nach und nach andere, konfliktfähigere Grup­
pen zu Hilfe, etwa Mediziner, Studenten der »neuen Lin­
ken«, Gewerkschaften, progressive Kommunalpolitiker 
und die Medien. Besonders hilfreich erwies sich das Engage­
ment von Juristen, die teilweise unentgeltlich den Weg zum 
Gericht ebneten und erfolgreich die spektakulären Urteile 
erstritten.
In allen Verfahren ging es vordergründig um Schadenser­
satzforderungen für Gesundheitsschäden (auch in Verbin­
dung mit Todesfällen). Hierfür wurde der Schadstoffausstoß 
(Quecksilber, Kadmium, Schwefeldioxid) von Industriebe­
trieben verantwortlich gemacht. Über dieses engere Klage­
ziel hinaus ging es den Betroffenen jedoch -  wie ihr Verhal­
ten während und nach den Verfahren zeigte3 -  um die Ver­
hinderung umweit- und gesundheitsgefährdender Emissio­
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nen sowie um ein öffentliches Schuldanerkenntnis durch die 
beklagten Firmenleitungen.
Um vor Gericht überhaupt Gehör zu finden, mußten die 
Klagen auf der Grundlage zivilrechtlicher Haftungsregelun­
gen begründet werden. Die Umweltschutzgesetze boten 
keine Möglichkeit, ein Verfahren in Gang zu bringen. Den­
noch wurden die über den bloßen Schadensersatz hinausge­
henden Ziele der Kläger erfüllt, da die Richter den Paragra­
phen 709 des Zivilrechts so extensiv (umweit- und men­
schenfreundlich) auslegten, daß die industriellen Großver- 
schmutzer klein beigeben mußten. Dieser folgenschwere 
Paragraph fordert Schadensersatz von dem, der die Rechte 
eines anderen vorsätzlich oder fahrlässig verletzt.
Wie häufig bei Umweltkonflikten lag eine Situation vor, in 
der es zu prüfen galt
-  sind Schäden entstanden,
-  was waren ihre Ursachen,
-  wer ist Verursacher,
-  sind die Verursacher rechtlich verantwortlich?
Die Crux solcher gerichtlichen Auseinandersetzungen be­
stand darin -  und das gilt für die Bundesrepublik weitgehend 
heute noch daß die Beweispflicht bei den Geschädigten 
lag. Sie mußten nach konventioneller Rechtsprechung nach- 
weisen, wie und durch wen der Schaden verursacht wurde, 
und zwar in wissenschaftlich exakter Weise. Die immense 
Beweislast, die den Geschädigten damit aufgebürdet wird, 
hatte sich regelmäßig als mächtiger Schutzwall für die Ver- 
schmutzer erwiesen. Konnten hier Durchbrüche erzielt wer­
den, so mußte noch eine weitere, emittentenschützende 
Hürde genommen werden: War endlich die ganze Kausal­
kette zwischen Schaden-Ursache-Verursacher lückenlos ge­
knüpft worden, mußte das noch immer nicht nachteilige Fol­
gen für den Schadensverursacher haben, wenn keine fahr­
lässige oder vorsätzliche Handlung vorlag. Vorsatz ist ohne­
hin in Fällen industrieller Umweltverschmutzung kaum
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nachweisbar, aber auch Fahrlässigkeit wurde von der Recht­
sprechung regelmäßig schon dann verneint, wenn etwa »ver­
tretbare« (gleichwohl erfolglose) Maßnahmen zur Scha­
densvermeidung ergriffen oder rechtliche Vorschriften 
(z. B. Emissionsstandards) eingehalten worden waren.

Innovative Rechtsprechung
In dieses Paragraphengestrüpp, von dem die Emittenten 
gleichsam unzugänglich umgeben waren, zogen die Richter 
nun einige Schneisen, die den Zugriff auf Umweltver­
schmutzer wesentlich erleichterten. Als Handlungsmaxime 
diente ihnen dabei nicht viel mehr als gesunder Menschen­
verstand und ein ausgeprägtes Gefühl für Gerechtigkeit. Sie 
fanden für die oben genannten Grundprobleme der Urteils­
findung folgende Lösungen:

1. Schadensnachweis
Bei den Kadmium- und Quecksilbervergiftungen (Itai-Itai- 
und Minamata-Krankheit) waren die Gesundheitsschäden 
(mit Todesfolgen) so offensichtlich, daß hier kein weiterer 
Nachweis erbracht werden mußte. Schwieriger war der 
Nachweis über das Vorliegen von Atemwegerkrankungen 
(Yokkaichi-Prozeß) zu führen, da hier die Symptome nicht 
immer eindeutig zu diagnostizieren sind. Gleichwohl er­
kannte das Gericht die Gutachten der behandelnden Ärzte 
und der kommunalen Gesundheitsämter an. Hier erwies es 
sich als sehr vorteilhaft, daß das städtische Gesundheitsamt 
schon vor längerem begonnen hatte, Untersuchungen über 
Atemwegerkrankungen durchzuführen. Gleiches taten 
auch einige Gewerkschaften, die um die Gesundheit ihrer 
Mitglieder besorgt waren, so vor allem die Chemiegewerk­
schaft. Die Untersuchungen ergaben im übrigen, daß insbe­
sondere Kinder und ältere Menschen von der Luftbelastung 
krank wurden. Das Gericht ließ sich ferner nicht auf meß­
technische Taschenspielertricks ein, bei denen es in der Re-
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gel darum geht, durch statistische Durchschnittswertbildun­
gen die reale Belastung herunterzurechnen. Es stufte dage­
gen die kurzfristig auftretenden Spitzenkonzentrationen als 
besonders gesundheitsgefährdend ein. Insgesamt hatte sich 
gezeigt, wie wichtig systematische, regionale Untersuchun­
gen zum Zusammenhang zwischen Umweltverschmutzung 
und Gesundheitsbeeinträchtigungen für die Durchsetzung 
von Umweltschutzansprüchen sind. In Japan wurde das, im 
Vergleich zu anderen Ländern, etwa der Bundesrepublik, 
sehr frühzeitig erkannt.

2. Kausalitätsnachweis
Wesentlich schwieriger als der Schadensnachweis ist in der 
Regel der Kausalitätsnachweis zu führen. Die Unterneh­
men verlangten dementsprechend von den Klägern einen 
strikten, lückenlosen Nachweis des kausalen (ursächlichen) 
Zusammenhangs zwischen Schadstoffen und deren gesund­
heitlichen Effekte. Darauf ließen sich die Richter jedoch 
nicht ein. Der nach dem naturwissenschaftlichen Kausali­
tätsideal zu führende eindeutige Nachweis einer Wirkungs­
beziehung zwischen Schadstoff-Dosis-Wirkung wurde 
durch den rechtlichen (auch: statistisch-epidemiologischen) 
Kausalitätsnachweis ersetzt: Wenn statistische, etwa durch 
epidemiologische Untersuchungen gewonnene Informatio­
nen es plausibel erscheinen lassen, daß ein Zusammenhang 
zwischen bestimmten Krankheiten und dem Vorkommen 
bestimmter Schadstoffe besteht, dann reicht das nach Mei­
nung des Gerichts aus, um hierauf Gegenmaßnahmen, auch 
Entschädigungszahlungen, zu gründen.
Die Richter wiesen in ihren Urteilen ausdrücklich auf die 
unüberwindliche Beweisnot der Kläger hin, sollten natur­
wissenschaftlich-experimentelle Standards für den Kausal­
nachweis gefordert werden. Es gäbe, so die Richter, derma­
ßen viele unbestimmbare Einflußfaktoren bei den üblicher­
weise komplexen Umweltproblemen, daß es praktisch un-
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möglich sei, einen -  wie vom naturwissenschaftlichen Kau- 
salitätsideal gefordert -  Faktor zu isolieren und hierfür die 
Kausalkette von Stoff über Dosis zur Wirkung zu knüpfen. 
Angesichts dieser Sachlage hätte die Forderung eines strik­
ten Kausalitätsnachweises bei Schadensersatzverfahren die 
unvermeidliche praktische Konsequenz, daß den Betroffe­
nen der Gang vor Gericht keine Hilfe bringen könne. Folg­
lich schlossen die Richter: Vom Gesichtspunkt der »Billig­
keit« her sei es völlig unangemessen, von den Betroffenen 
einen naturwissenschaftlichen Kausalitätsnachweis zu ver­
langen. Gleichfalls wird hervorgehoben, daß bestimmte In­
formationen, die für den Kausalitätsnachweis benötigt wer­
den, nur von den Emittenten zur erhalten sind. Es sei aber 
illusorisch zu erwarten, daß diese die Informationen heraus­
geben. Auch die Forderung eines Emittenten nach weiteren 
wissenschaftlichen Gutachten zur kausalen Erhärtung der 
Beschuldigungen wurde vom Gericht zurückgewiesen, weil 
dies zu nichts anderem als zu einer end- und ergebnislosen 
wissenschaftlichen Debatte führen würde.
Im Yokkaichi-Fall, wo über Atemwegerkrankungen durch 
S02-Emissionen gestritten wurde, genügte dem Gericht als 
Nachweis für einen Zusammenhang, daß mit statistischen 
Unterlagen eine Korrelation zwischen S02-Luftbelastung 
und Atemwegerkrankungen gezeigt werden konnte: Je hö­
her die Luftbelastung mit S 02, desto häufiger (d. h. über 
dem nationalen Durchschnitt liegend) treten Atemweger­
krankungen auf. Zwar räumten die Richter ein, daß streng 
wissenschaftlich noch nicht alles geklärt sei, doch könne 
keine andere Hypothese als jene, die die Gesundheitsbeein­
trächtigungen auf die Luftbelastung zurückführe, das Phä­
nomen besser erklären. Das reiche, um die Frage nach der 
Schadensersatzpflicht der Emittenten zu bejahen, selbst 
wenn sich herausstellen sollte, daß noch weitere Faktoren 
zur Gesundheitsbelastung beigetragen haben.
Mit diesem von den Gerichten entwickelten rechtlichen
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Kausalitätsnachweis wurde nicht nur die Position der Betrof­
fenen für ihr persönliches Anliegen gestärkt, sondern dem 
in vielen Ländern nur als Lippenbekenntnis offizieller Um­
weltpolitik bestehenden Vorsorgeprinzip stärker zur Gel­
tung verholfen; denn: Wenn der Kausalitätsnachweis in sei­
ner rigiden naturwissenschaftlichen Form schon in den mei­
sten Fällen massiver Umweltschäden nicht zureichend führ­
bar ist, um »Entsorgungsmaßnahmen« einzuleiten, dann 
muß dieses Prinzip logischerweise eine vorsorgliche Um­
weltpolitik weitgehend unmöglich machen. Eine vorsorge­
orientierte Umweltpolitik steht ja ganz besonders vor der 
Schwierigkeit, manche Interessengruppen empfindlich tref­
fende Maßnahmen schon dann einleiten zu müssen, wenn 
die Ursache-Wirkung-Beziehung noch nicht vollständig ge­
klärt und Schäden noch nicht entstanden sind. Das von den 
japanischen Richtern angewandte Prinzip trägt zumindest 
dazu bei, daß Unternehmer von vornherein stärker auf 
potentielle Umweltfolgen ihres Vorhabens achten, um 
möglichen Schadensersatzforderungen aus dem Weg zu 
gehen.

3. Verursachernachweis
Nachdem die Gerichte, wie oben dargelegt, in allen Fällen 
durch Konstruktion des rechtlichen Kausalitätsnachweises 
den Zusammenhang zwischen den in Frage stehenden 
Schadstoffen und den Gesundheitsbeeinträchtigungen an­
erkannt hatten, bestand jetzt das Problem darin, den 
oder die Verursacher der Schadstoffemissionen dingfest zu 
machen.
Für die Schwermetallbelastungen entwickelten sie den soge­
nannten Türschwellenbeweis: Danach reicht es aus, wenn 
gezeigt werden kann, daß die betreffenden Schadstoffe mit 
hoher Wahrscheinlichkeit aus den beklagten Betrieben 
stammen. Ein Nachweis, in welchen Anlagen und bei wel­
chen Produktionsabläufen die Schadstoffe entstehen und
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emittiert werden, wird nicht für notwendig gehalten. Diese 
Prozesse spielten sich, so das Gericht, hinter Türen ab, die 
in der Regel für die Geschädigten verschlossen seien (daher 
Türschwellenbeweis). Sie können demnach faktisch gar 
nicht die von den Emittenten geforderten Beweise erbrin­
gen.
Das Gericht drehte nun den Spieß um und argumentierte: 
»Im Gegensatz zu den Opfern hat in vielen Fällen aus­
schließlich der emittierende Betrieb die technischen Kennt­
nisse über Entstehungsprozeß und Ableitung der Schad­
stoffe. (Deshalb) sind die firmeneigenen Techniker am be­
sten in der Lage, den Sachverhalt wirksam aufzuklären. 
( .. .)  Solange das beklagte Unternehmen nicht nachweist, 
daß sein Betrieb nicht die Emissionsquelle sein kann, wird 
faktisch davon ausgegangen, daß er die Emissionsquelle 
ist.«4
Hierdurch wurde das Prinzip der Beweislastumkehr bei 
schadenstiftenden Emissionen aus Industrieanlagen einge­
führt. Den Emittenten wurde die Möglichkeit beschnitten, 
ein doppeltes Spiel zu betreiben: Einerseits Informationen 
über innere Betriebsabläufe geheimzuhalten, andererseits 
jedoch gerade diese Informationen von anderen zu verlan­
gen. In anderen Ländern, auch in der Bundesrepublik, wird 
bei Umweltkonflikten von den Geschädigten dagegen im­
mer noch das nahezu Unmögliche gefordert, nämlich Be­
weise über interne Betriebsabläufe beizubringen -  obwohl 
zahlreiche gesetzliche Regelungen zum Datenschutz des 
Emittenten existieren (etwa Betriebsgeheimnisklauseln), 
die nicht nur Geschädigte, sondern auch Behörden vom Da­
tenzugang ausschließen. Diese absurde Logik, die Beweise 
verlangt, deren Beschaffung sie gleichzeitig versagt, moch­
ten die japanischen Richter jedenfalls nicht mehr aufrecht­
erhalten.
Wesentlich komplizierter als bei den Schwermetallvergif­
tungen, wo es jeweils um einen emittierenden Betrieb ging,
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stellte sich der Verursachernachweis im Prozeß um das 
»Yokkaichi-Asthma« dar. In der Industriestadt Yokkaichi -  
sie hatte wegen der hier gehäuft auftretenden Atemweger­
krankungen den Beinamen Asthma-City erhalten -  stand 
eine Gruppe von sechs Unternehmen wegen ihrer S 02-Ab­
gase vor Gericht. Dem Gericht genügten als Verursacher­
nachweis statistische Informationen, die zeigten, daß die 
beschuldigten Firmen die S 02-Hauptemittenten im fragli­
chen Gebiet waren. Zugleich zeigten die S 02-Emissions- 
mengen, die S02-Luftbelastung und das Auftreten von 
Atemwegerkrankungen in einem längeren Zeitraum eine 
positive Korrelation, d.h. mit steigendem Schadstoffaus­
stoß nahmen die Atemwegerkrankungen zu. Erneut wen­
dete das Gericht das Prinzip der Beweislastumkehr an. Es 
forderte die Unternehmen auf, selbst anhand »elaborier- 
ter« Theorien über Transmissionsbeziehungen (Schadstoff­
ausbreitungstheorie) nachzuweisen, daß ihre Emissionen 
den fraglichen Distrikt nicht belasteten.
Die Unternehmen versuchten, diesem statistischen (oder 
epidemiologischen) Kausalitäts- und Verursachernachweis 
zu entgehen, indem sie auf ihre jeweils unterschiedlichen 
S 02-Emissionsmengen hinwiesen, aus denen unterschiedli­
che Einzelbeiträge zur Gesundheitsgefährdung hervorgin­
gen. Auf diese singularisierende Betrachtungsweise ließ sich 
das Gericht jedoch nicht ein. Die sechs Unternehmen, dar­
unter Betriebe der Chemie-, der Petrochemie- und der 
Energieerzeugungsbranche, wurden als eine gemeinsame 
Schadensquelle betrachtet, weil sie einen zusammenhän­
genden »industriellen Komplex« bildeten. Wohl seien sie 
rechtlich selbständig, doch finde zwischen ihnen ein wirt­
schaftlicher Austauschprozeß statt.
Nach dem hierdurch aufgestellten Prinzip der Kollektivver­
antwortlichkeit (hierfür gab es bis dahin keinen Präzedenz­
fall bei Umweltschäden) wurde gleichzeitig die Risikohaf­
tung von Einzelbetrieben verschärft. Selbst wenn die Emis-
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sionen eines einzelnen Betriebes zu niedrig sind, um Ge­
sundheitsschäden hervorzurufen, so schützt das nach Auf­
fassung des Gerichtes nicht vor Schadensersatzleistungen, 
denn es müsse jeweils der kumulative Effekt von ihren und 
den Schadstoffen anderer Betriebe berücksichtigt werden. 
Der beliebten Strategie von umweltverschmutzenden Be­
trieben, mit der (faktisch weitgehend unerfüllbaren) Forde­
rung nach Einzelfallgerechtigkeit Umweltschutzmaßnah­
men und Entschädigungsleistungen zu blockieren, wurde 
mit der Yokkaichi-Entscheidung weitgehend der Boden ent­
zogen.
Durch diese wirklichkeitsorientierte Gesamtsicht der Ent­
stehung von Umweltproblemen werden die Einzelunterneh­
men wesentlich stärker als zuvor gezwungen, auf die Aus­
wirkungen ihres Teilbetrages für das ökologische Ganze zu 
achten.

4. Schuldnachweis
Beim Kausal- und Verursachernachweis hatten die Gerichte 
zugunsten der Geschädigten entschieden. Jetzt mußte noch 
die letzte wesentliche Frage, die nach einer schuldhaften 
Handlung der Emittenten, beantwortet werden. Der Nach­
weis einer (vorsätzlich oder fahrlässig) schuldhaften Hand­
lung ist im japanischen Haftpflichtrecht, wie auch in der 
Bundesrepublik, Voraussetzung für Schadensersatzleistun­
gen. Hier standen die Richter wiederum vor dem generellen 
Problem, daß die Gesetze sehr viel mehr Schutzregelungen 
für Umweltverschmutzer als für Geschädigte enthielten. 
Diese letzte Fluchtburg der Emittenten konnte gleichfalls 
geschleift werden.
Die beklagten Unternehmen verneinten alle, vorsätzlich 
oder fahrlässig gehandelt zu haben. Sie wiesen u. a. darauf 
hin, daß:
-  die Emissionen schon seit langem erfolgten, bis zum Auf­

treten der Schäden habe es weder ein ausgeprägtes allge-
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meines Umweltbewußtsein gegeben, noch habe man auf­
grund des Standes der wissenschaftlichen Kenntnisse et­
was über mögliche Schäden wissen können,

-  die technischen Möglichkeiten zur Emissionsvermeidung 
oder -Verminderung seien nicht oder nur sehr begrenzt 
vorhanden oder ökonomisch unerschwinglich gewesen,

-  der Beitrag zur Umweltbelastung (so die Argumentation 
einzelner Betriebe im Yokkaichi-Fall) sei relativ gering 
gewesen und

-  die Emissionen hätten nicht gegen gesetzliche Auflagen 
oder Verwaltungsvorschriften verstoßen.

Die Richter erkannten diese Argumente jedoch nicht an. 
Sie gingen in ihrer Entscheidung davon aus, daß bestimmte 
Großemittenten, besonders aus den Branchen Chemie, Pe­
trochemie und Energieerzeugung grundsätzlich eine so 
hohe potentielle Umwelt- und Gesundheitsgefährdung in 
sich bergen, daß strengste Vorsichtsmaßnahmen verlangt 
werden können. Dazu gehört der prophylaktische Einsatz 
strikter Vorsorge- und Verhinderungsmaßnahmen, insbe­
sondere die Anwendung (weltweit) fortschrittlichster Meß- 
und Umweltschutztechniken, sowie die Durchführung von 
Risikoanalysen vor Produktionsaufnahme, ja selbst schon 
bei der Standortentscheidung.
Gleichfalls sind, so die Richter, die eigenen Emissionsbei­
träge, auch wenn für sich genommen nur von geringem Aus­
maß, gemäß ökologischen Gestzmäßigkeiten in ihrer Wech­
selwirkung mit den anderen Emissionsquellen zu betrachten 
und ins unternehmerische Kalkül einzubeziehen. Selbst die 
geringste Gefährdung von Menschen oder anderen Lebewe­
sen muß vermieden werden, notfalls ist die Produktion zu 
drosseln oder einzustellen: »Industrielle Aktivitäten sind 
nur dann erlaubt, wenn sie in Harmonie mit der Erhaltung 
der lebendigen Umwelt für die Bevölkerung stattfinden. Es 
gibt keinen Grund, die Profite der Industrie zu Lasten des­
sen zu schützen, was fundamentales Menschenrecht ge-
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nannt werden muß: Das Recht auf Leben und Gesund­
heit.«5
Wenn man, so das Gericht im Kumamoto-Fall, das Argu­
ment des Betreibers, die Folgen der Abwasserbelastungen 
seien nicht voraussehbar gewesen, anerkennen würde, dann 
wäre generell eine Gefahr immer erst dann zu erkennen, 
wenn »die Umwelt verschmutzt und zerstört und Leben und 
Gesundheit der Menschen beeinträchtigt worden sind. Bis 
zu diesem Punkt hätte die Abwassereinleitung toleriert wer­
den müssen . ..  Da dies zur Konsequenz hätte, Menschen 
wie Versuchstiere zu behandeln, ist es offensichtlich 
unrechtmäßig.«6
Als sensationell und als eine indirekte Kritik an der laxen 
Umweltpolitik der Regierung wurde von der Fachwelt die 
Zurückweisung des Entlastungsarguments der Emittenten 
aufgenommen, sie hätten nicht gegen gesetzliche Standards 
oder Umweltvorschriften verstoßen. Die Richter führten 
hierzu aus: »Auch wenn die Abwässer die gesetzlichen und 
administrativen Standards einhielten und die Reinigungs­
maßnahmen über dem Niveau anderer Firmen der gleichen 
Branche lagen, reicht dies nicht aus, um den Vorwurf der 
Fahrlässigkeit zu entkräften.«7 Noch strikter fiel die Be­
gründung im Yokkaichi-Fall aus. »Das Einhalten von Emis­
sionsstandards schützt nur gegen Verwaltungssanktionen. 
Wir können nicht sagen, nur weil die Standards eingehalten 
wurden, hätten die Opfer ihr Schicksal erdulden müs­
sen.«8
Die Gerichte legten damit für potentiell umweltgefähr­
dende Betriebe eine strikte allgemeine Sorgfalts- und Vor­
sorgepflicht im Rahmen ihrer »sozialen Verantwortlichkeit« 
fest, die auch durch behördliche Genehmigungen oder Ein­
haltung administrativer Vorschriften nicht abgeschwächt 
wird. In der Bundesrepublik gewähren Genehmigungen 
nach dem Immissionsschutzgesetz dagegen kaum angreif­
bare Verschmutzungsrechte. Zivilrechtliche Schadenser­
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satzpflichten sind bei Einhaltung von Verwaltungsvorschrif­
ten (etwa der Technischen Anleitung Luft), oder wenn kein 
vorsätzliches bzw. fahrlässiges Tun vorliegt, weitgehend 
ausgeschlossen.

Umweltpolitischer Fortschritt 
dank strenger Gerichtsurteile
In allen Verfahren urteilten die Richter zugunsten der Ge­
schädigten. Trotz der neuartigen Rechtsprinzipien, die sie 
entwickelt hatten und die rechtsdogmatisch auf sehr unsi­
cherem Boden standen, demnach einen Widerspruch der 
verurteilten Unternehmen geradezu herausforderten, ging 
nur das im sogenannten Itai-Itai-Prozeß beklagte Unterneh­
men in Berufung -  mit dem Effekt, daß das nächsthöhere 
Gericht noch strenger entschied: Es verdoppelte den zu zah­
lenden Schadensersatzbetrag. Diesem Urteil fügte sich das 
Unternehmen sofort. Es machte außerdem schon einen Tag 
nach Urteilsverkündung in außergerichtlichen Verhandlun­
gen weitgehende Zugeständnisse an die Betroffenen über 
zusätzliche Leistungen.
Derartige außergerichtliche Verhandlungen hatten auch 
nach Abschluß der anderen Fälle stattgefunden. Hier wur­
den gleichfalls Vereinbarungen zugunsten der Betroffenen 
geschlossen, die weit über das vom Gericht verordnete Maß 
hinausgingen. Dazu gehörten etwa die Erhöhung der Scha­
densersatzbeträge, Rentenzahlungen, Mitspracherechte 
der Einwohner bei Betriebserweiterungen sowie ungehin­
derte Kontrollmöglichkeiten, die Aufstellung von Umwelt­
schutzmaßnahmeplänen und Entschädigungsleistungen für 
Opfer, die nicht den Gerichtsweg beschritten hatten.
Von grundsätzlicher Bedeutung für die Opfer aber war, daß 
die verantwortlichen Leiter der Unternehmen ein öffentli­
ches Schuldbekenntnis über ihre Vergehen ablegten und 
hierfür um Vergebung baten. Großes Aufsehen erregte da­
bei die vom Fernsehen landesweit ausgestrahlte Szene, wie
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der Präsident von Nippon Chisso sich während einer turbu­
lenten Aktionärshauptversammlung vor Minamata-Opfern 
hinkniete und sie um Verzeihung für das Leid bat, das sein 
Unternehmen ihnen zugefügt hatte.
Wie den Opfern war es nach einhelliger Meinung von Pro­
zeßbeobachtern auch den Richtern wesentlich darum ge­
gangen, Gerechtigkeit herzustellen. Tatsächlich nehmen sich 
die Urteile aus wie ein moralisches Verdikt gegen indu­
strielle Umweltzerstörung im Windschatten eines unfairen 
Rechtssystems. Von diesem Ziel her wird verständlich, wes­
halb die Urteile bei einer strikt rechtslogischen Prüfung 
einige Mängel und Widersprüchlichkeiten offenbaren.9 Viel 
wichtiger als die Anliegen von puristischen Juristen, die 
Rechtssystematik über faire (»billige«), realitätsorientierte 
Regelungen stellen, ist es jedoch, zumindest zu einer rechtli­
chen Waffengleichheit zwischen Umweltverschmutzern und 
Betroffenen zu kommen.
Von der substanzorientierten, sozio-ökologisch verantwor­
tungsvollen Rechtsprechung der japanischen Richter hätten 
andere Industrieländer noch viel zu lernen; das gilt auch für 
die Bundesrepublik. Denn hier ist, wie unlängst ein Um­
weltrechtler ausführte, längst noch keine »Kampfparität« 
gegeben.10 Die Aufnahme des Prinzips der Beweislastum­
kehr in das bundesdeutsche Umweltrecht wird dabei als 
Möglichkeit gesehen, diesem Ziel ein Stück näher zu kom­
men.
Ob die umweltbelastenden Interessengruppen das wis­
senschaftliche Ideal des strikten, naturwissenschaftlichen 
Kausalitätsnachweises auch dann noch gleichermaßen hoch­
hielten, wenn im Umweltschutzrecht eine Umkehr der Be­
weislast verankert wäre, die Emittenten also nach gleicher­
maßen strengen Maßstäben, wie bislang bei den Betroffe­
nen angelegt, die Unschädlichkeit ihrer Emissionen nach- 
weisen müßten, darf stark bezweifelt werden.
Hätten Japans Gerichtsurteile hierzulande stärker Schule
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gemacht, dann wären die Betreiber von Großfeuerungsan­
lagen vermutlich schneller zu bewegen gewesen, wirksame 
Maßnahmen gegen das Waldsterben zu ergreifen. Es hätte 
dann auch bedrohlich das Damoklesschwert immenser 
Schadensersatzzahlungen über ihnen gehangen. Daß bei der 
gegenwärtigen Rechtslage in der Bundesrepublik solche 
Konsequenzen kaum von den Großemittenten berücksich­
tigt werden müssen, wird allein daraus ersichtlich, daß die 
offiziöse Umweltpolitik bisher nirgendwo deutlich gemacht 
hat, wer für die Schäden zur Kasse gebeten wird, wenn sich 
das Waldsterben eindeutig als wesentliche Folge der Luft­
verschmutzung herausstellen sollte. Der langjährige Streit 
um die Bedeutung von Luftschadstoffen für das Waldster­
ben in der Bundesrepublik Deutschland liefert im übrigen 
ein gutes Beispiel für die Unzulänglichkeit des naturwissen­
schaftlichen Kausalitätsnachweises als Grundlage umwelt­
politischer Entscheidungen. Nachdem zahlreiche For­
schungsarbeiten inzwischen zu dem nirgendwo mehr seriös 
angezweifelten Ergebnis kommen, daß das Waldsterben vor 
allem durch Schadstoffemissionen aus Kraftwerken und Au­
tomobilen verursacht wird -  ohne daß bis heute eine eindeu­
tige Kausalbeziehung zwischen einzelnen Schadstoffen und 
den Effekten nachgewiesen werden kann - ,  sind wirkungs­
volle Gegenmaßnahmen kaum noch praktizierbar, da be­
reits große Waldflächen substantiell geschädigt sind.
In Japan verstanden jedenfalls Politik und Industrie das Si­
gnal der Gerichtsurteile sehr gut. Schon während der Ge­
richtsverfahren und insbesondere im Anschluß daran ent­
stand eine hektische Betriebsamkeit, die zu nachhaltigen 
Änderungen der staatlichen Umweltpolitik führte. Es wur­
den strengere Umweltgesetze nicht nur erlassen, sondern 
auch umgesetzt. Auch einige im internationalen Vergleich 
herausragende Regelungsinstrumente wurden geschaffen. 
(Ein solches weltweit einmaliges Regelungssystem wird im 
nächsten Kapitel beschrieben.) Die neuen Regelungssy­
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steme führten ebenso wie der beachtliche Anstieg der priva­
ten und staatlichen Aufwendungen für Umweltschutzmaß- 
nahmen zu markanten Verbesserungen in einigen Schad- 
stoffbereichen, so vor allem bei der S02-Belastung.
Die vier großen Umweltprozesse, denen anschließend über 
hundert weitere, weniger spektakuläre Schadensersatz- und 
Umweltschutzprozesse folgten11, hatten neben diesen um­
weltpolitischen Erfolgen noch einen generellen, vermutlich 
bedeutsameren Effekt erzielt. Sie lehrten das Verschmut- 
zerkartell, daß »kleine Leute« seiner Arroganz nicht hilflos 
ausgesetzt sind, sofern sich die Gerichte bei der Rechtspre­
chung auf das eigentliche Ziel von Recht und Gesetz besin­
nen: die grundlegenden Voraussetzungen für einen fairen 
Prozeß herzustellen und zu sichern, um ein gerechtes Urteil 
zu ermöglichen.
Dieses Ziel erreichten japanische Richter mit Hilfe eines un­
scheinbaren Paragraphen, dem Paragraphen 709 des Zivil­
rechts. Er lautet: »Wer die Rechte eines anderen vorsätzlich 
oder fahrlässig verletzt, ist verpflichtet, für den entstande­
nen Schaden Ersatz zu leisten.«
Übrigens, er wurde quasi aus Deutschland importiert; der 
Paragraph 823 des Bürgerlichen Gesetzbuches der Bundes­
republik besagt: »Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, 
den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum 
oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich ver­
letzt, ist dem anderen zum Ersätze des daraus entstehenden 
Schadens verpflichtet.« Die Japaner haben, wie sonst im 
technischen Bereich üblich, ein Modell kopiert und inno­
vativ weiterentwickelt. Was spricht aus umweltpolitischen 
Gründen dagegen, die japanische Weiterentwicklung zu 
reimportieren?



Kapitel IY
1 Die vier Gerichtsverfahren werden ausführlich in der folgenden 

Literatur beschrieben, die auch hier -  ergänzt durch Interviews 
mit japanischen Juristen -  weitgehend verwendet wurde: 
Julian Gresser/Koichiro Fujikura/Akio Morishima, Environ­
mental Law in Japan, Cambridge (Mass.) und London 1981; 
Frank K. Upham, Litigation and Moral Consciousness in Japan. 
An Interpretive Analysis of Four Japanese Pollution Suits, in: 
Law and Society Review, Vol. 10, Heft 4/1976, S. 579-619; 
Yoshihiro Nomura, Pollution-Related Injury in Japan: On the 
Impact of the Four Major Cases, in: Environmental Policy and 
Law, Nr. 1/1975/76, S. 179-183;
Takehisa Awaji, Pollution Litigation: The Four Major Lawsuits
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and New Developments in Environmental Jurisdiction, in: Shi- 
geto Tsuru/Helmut Weidner (Hrsg.), Environmental Policies 
and Politics in Japan, Aldershot 1985 (i. E.).
Bei Gresser et al. sind die Urteilsbegründungen ausführlich 
dargestellt und in großem Umfang direkt wiedergegeben wor­
den. Soweit nicht anders angegeben, wurde hier bei der direk­
ten und indirekten Wiedergabe der Urteilsbegründungen de­
ren Fassung aus Gresser et al. benutzt.

2 Der Text- und Bildband, der die Notlage der Opfer so ein­
drucksvoll dokumentiert, ist für Außenstehende ein Muß, um 
sich in die damalige Situation einfühlen zu können; diesem 
emotionalen Klima konnten sich -  wie die Urteile zeigen -  auch 
die Richter nicht entziehen. Das Buch erschien im Verlag Holt, 
Rinehart und Winston in New York, 1975.

3 Vgl. Smith/Smith und Upham, a. a. O.
4 Vgl. Gresser et al., a. a. O ., S. 74. Hier handelt es sich um das 

Niigata-Verfahren (Minamata-Krankheit).
5 Niigata-Verfahren
6 Kumamoto-Verfahren (Minamata-Krankheit); Gresser et al., 

a.a. O., S.92.
7 Kumamoto-Verfahren; Gresser et al., a. a. O ., S. 95.
8 Yokkaichi-Verfahren (Atemweg-Erkrankungen); Gresser et 

al., a.a.O ., S. 121.
9 Auf diese Mängel wird in Gresser et al., a. a. O., S. 124ff. hin­

gewiesen (ohne daß die Autoren die von mir erwähnte »puristi­
sche« Rechtsposition vertreten).

10 Vgl. die Ausführungen von Eckard Rehbinder, in: Umwelt­
recht in der Bundesrepublik Deutschland (Loccumer Proto­
kolle 18/1983, Loccum 1984, S. 63ff. u. 73ff. Derselbe Autor 
hat auch schon sehr frühzeitig die Eignung des Haftungsrechts 
für den Bereich der Umweltpolitik in der Bundesrepublik dis­
kutiert. Vgl. E. Rehbinder, Politische und rechtliche Probleme 
des Verursacherprinzips, Berlin 1973. Umfassend informieren 
Rüdiger Lummert/Volker Thiem in ihrem Buch: Rechte des 
Bürgers zur Verhütung und zum Ersatz von Umweltschäden, 
Berlin 1980.
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11 Vgl. Nobuo Kumamoto, Recent Tendencies and Problems of 
Court Cases on Environmental Protection in Japan, in: Ichiro 
Kato et al. (Hrsg.), Environmental Law and Policy in the Pacific 
Basin Area, Tokio 1981, S. 85-101.
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